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Rechtsanwältin
Inga Schwertner

von Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Das Interesse daran,
neuen Wohnraum zu schaffen, kann den
Schutz von Überschwemmungsgebieten
ausstechen.

BVerwG, Urteil vom 26. Februar 2026,
Az. BVerwG 10 C 6.24

Bauleitplanung trotz
Überschwemmungsgebiet
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DER FALL

Die Stadt Freiburg im Breisgau plante
einen neuen Stadtteil. Die Flächen lagen
zu erheblichen Teilen in einem festgesetz-
ten Überschwemmungsgebiet. Im Juli
2021 erließ die Stadt den Planfeststel-
lungsbeschluss für den Gewässerausbau
des Dietenbachs. Gegenstand des Vorha-
bens ist insbesondere die Errichtung von

Hochwasserdämmen beidseitig des Die-
tenbachs. Eine anerkannte Umweltverei-
nigung klagte dagegen. Der VGH Baden-
Württemberg wies die Klage ab. Die Revi-
sion vor dem Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) blieb erfolglos.
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DIE FOLGEN

Nach § 78 Abs. 4 S. 2 Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) ist der Bau von Deichen und
Dämmen in festgesetzten Überschwem-
mungsgebieten vom Bauverbot ausge-
nommen. Diese Ausnahme gilt nicht nur
für den Schutz bestehender Siedlungen,
sondern auch für den Schutz zukünftiger
Siedlungen. Daneben bleibt jedoch die
Regelung des § 77 WHG anwendbar,
wonach Überschwemmungsgebiete in
ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu
erhalten sind. Wenn es überwiegend dem

Wohle der Allgemeinheit dient, dürfen
Überschwemmungsgebiete beseitigt wer-
den. Beim Schutz noch nicht existierender
Siedlungen ist diese Hürde besonders
hoch. Der Gemeinwohlbelang der Wohn-
raumschaffungmuss den Erhalt der Rück-
halteflächen ausdrücklich überwiegen.
Zudem muss ein Ausgleich geschaffen
werden. Neben dem Rückhaltevolumen
ist auch die ökologische Funktion der
betroffenen Rückhalteflächen wiederher-
zustellen.
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WAS IST ZU TUN?

Kommunen, die Wohngebiete in Über-
schwemmungsgebieten entwickeln wol-
len, erhalten mit diesem Urteil Planungs-
sicherheit. Der Weg über einen Planfest-
stellungsbeschluss für den Gewässeraus-
bau ist wasserrechtlich gangbar. Zwei
Voraussetzungen müssen dabei jedoch
zwingend erfüllt sein. Erstens ist ein drin-
gendes öffentliches Interesse am konkre-
ten Standort nachzuweisen. Pauschale
Verweise auf den allgemeinen Wohn-
raummangel genügen nicht. Erforderlich
ist eine belastbare Untersuchung, die
zeigt, dass im Stadtgebiet keine zumutba-

ren Alternativflächen vorhanden sind.
Diesen Nachweis sollten Kommunen
frühzeitig und aktenkundig führen. Zwei-
tensmuss der Ausgleich über einen reinen
Volumenersatz hinausgehen und die
ökologische Funktion der betroffenen
Rückhalteflächen wiederherstellen.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Cadwalader
Quelle: Hogan Lovells Cadwalader International LLP

Mietrecht. Eine gegen die Mietpreisbremse
verstoßende Miete wird nicht
automatisch durch das Auslaufen der
Mieterschutzverordnung wirksam.

AG Frankfurt a. M., Urteil vom 9. September 2026,
Az. 33029 C 147/25

Unzulässige Miete
bleibt zu hoch
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DER FALL

DerKlägermietete im Jahr 2022 eineWoh-
nung in Frankfurt amMain zu einerNetto-
miete von 1.100 Euro monatlich. Bei
Abschluss des Mietvertrags galt die Hessi-
sche Mieterschutzverordnung. Die ver-
einbarte Miethöhe überschritt die danach
zulässige Miete. Daher rügte der Mieter
einen Verstoß gegen die Mietpreisbremse
und verlangte Rückzahlung überzahlter
Miete. Das Gericht befand die zulässige
Ausgangsmiete für erheblich niedriger als

die vereinbarte Miete und sprach dem
Kläger einen Erstattungsanspruch zu.
Auch nach dem Wegfall der Hessischen
Mieterschutzverordnung Ende November
2025 bestand weiterhin die Frage, ob nun-
mehr die ursprünglich vereinbarte Netto-
miete geschuldet war. Dies verneinte das
Gericht und verurteilte die Vermieter
unter anderem zur Rückzahlung der über-
zahlten Miete.
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DIE FOLGEN

Nach Ansicht des Gerichts besteht die
Teilunwirksamkeit einer gegen die Miet-
preisbremse verstoßenden Vereinbarung
im Grundsatz auch nach dem Auslaufen
der Mieterschutzverordnung fort. Der
bloße Wegfall der gesetzlichen Grundlage
führt nicht dazu, dass die ursprünglich
vereinbarte höhere Miete nachträglich
wirksam wird. Eine solche Rechtsfolge

kommt allenfalls in Betracht, wenn die
Vertragsparteien die unwirksame Verein-
barung später ausdrücklich oder still-
schweigend bestätigen. Im entschiedenen
Fall verneinte das Gericht eine solche
Bestätigung, weil der Mieter die Miete
bereits seit längerer Zeit nur unter Rück-
forderungsvorbehalt zahlte.
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WAS IST ZU TUN?

Immobilienunternehmen sollten nach
dem Auslaufen einer Mieterschutzverord-
nung bestehende Mietverhältnisse über-
prüfen. Sie dürfen nicht automatisch
davon ausgehen, dass eine ursprünglich
vereinbarte, aber wegen der Mietpreis-
bremse unwirksame Miethöhe nun
durchsetzbar ist. Vor Mieterhöhungen
oder der Geltendmachung von Nachfor-
derungen empfiehlt sich eine Prüfung der
bei Vertragsschluss zulässigen Miethöhe.
Besondere Aufmerksamkeit ist bei Index-
mietverträgen geboten, da sich eine zu
hoch angesetzte Ausgangsmiete auch auf

spätere Mietanpassungen auswirken
kann. Darüber hinaus sollten Vermieter
vor einer Berufung auf die ursprünglich
vereinbarte Miethöhe prüfen, ob Um-
stände vorliegen, die als ausdrückliche
oder konkludente Bestätigung der Ver-
einbarung gewertet werden könnten. Dies
gilt insbesondere dann, wenn die Miet-
höhe bereits beanstandet wurde oder
Zahlungen unter Vorbehalt erfolgt sind.
Eine frühzeitige rechtliche Prüfung kann
helfen, Rückforderungsansprüche und
Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden.

(redigiert von Midia Nuri)

Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Quelle: Dornbach

Steuerrecht. Mitunternehmer können stille
Reserven einer Rücklage nach § 6b Abs. 3
EStG auf Anschaffungskosten für
Wirtschaftsgüter einer KGaA übertragen.

BFH, Urteil vom 21. Mai 2026,
Az. IV R 21/23

Stille Reserven nach § 6b EStG sind
auf eine KGaA reinvestierbar
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DER FALL

Die Kläger waren Kommanditisten einer
GmbH & Co. KG. Sie verkauften ihre
Mitunternehmeranteile im Jahr 2011 mit
Veräußerungsgewinnen aus Grund und
Boden und Gebäuden. Für die im Kauf-
preis enthaltenen stillen Reserven aus
Grundvermögen bildeten sie Rücklagen
nach § 6b Einkommensteuergesetz (EStG).
Nach dem Verkauf gründeten die Kläger
eine KGaA, an der sie als persönlich haf-
tende Gesellschafter beteiligt waren.
Diese KGaA erwarb zwei bebaute Grund-

stücke, auf deren Anschaffungskosten die
Kläger die stillen Reserven aus dem Ver-
kauf übertrugen. Das Finanzamt lehnte
die Reservenübertragung ab, da die KGaA
eine Kapitalgesellschaft sei, und löste die
Rücklagen gewinnerhöhend auf. Das FG
Köln gab der Klage dagegen statt und
bejahte sowohl die Bildung der Rücklagen
als auch die erfolgsneutrale Übertragung
auf die von der KGaA erworbenen Wirt-
schaftsgüter. Dagegen richtete sich die
Revision des Finanzamts vor dem BFH.
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DIE FOLGEN

Der BFH bestätigte in der entscheidungs-
erheblichen Grundsatzfrage das FG: Stille
Reserven aus einer bei einerMitunterneh-
merschaft gebildeten Rücklage nach § 6b
EStG können auch auf Wirtschaftsgüter
einer KGaA übertragenwerden, an der die
Mitunternehmer als persönlich haftende
Gesellschafter beteiligt sind. Zwar ist die
KGaA grundsätzlich eine Kapitalgesell-
schaft. Da die Gewinnanteile der persön-
lich haftenden Gesellschafter diesen
unmittelbar zugerechnet werden, ist der
persönlichhaftendeGesellschafterwie ein
Mitunternehmer zu behandeln, auch

wenn er im Gesetz nicht so bezeichnet
wird. Dass die KGaA als Kapitalgesell-
schaft kein Gesamthandsvermögen
besitzt, steht der Übertragung ebenso
wenig entgegenwie derUmstand, dass der
persönlich haftende Gesellschafter –
anders als der Gesellschafter einer Perso-
nengesellschaft – nicht dinglich an den
Wirtschaftsgütern beteiligt ist. Seine
Organstellung und Außenhaftung nach
§ 278 Abs. 2 Aktiengesetz (AktG) rechtfer-
tigen eine Gleichstellung mit dem aty-
pisch stillen Gesellschafter, der ebenfalls
Mitunternehmer ist.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil erweitert die Reinvestitions-
möglichkeiten für Gesellschafter, die stille
Reserven in eine Rücklage nach § 6b EStG
überführt haben: Sie können die Beträge
nun auch über eine Beteiligung als per-
sönlich haftender Gesellschafter an einer
KGaA reinvestieren. Allerdings ist hierfür
konsequent personenbezogen zu bilan-

zieren und muss verfahrensrechtlich
abgestimmt umgesetzt werden: Die Bil-
dung der Rücklage erfolgt durch Bilanzan-
satz im veräußernden Betrieb, der Abzug
der stillen Reserven in einer Ergänzungs-
bilanz des persönlich haftenden Gesell-
schafters bei der KGaA.

(redigiert von Midia Nuri)

Rechtsanwalt
Dr. Heiko Fuchs

von Kapellmann und
Partner

Urheber: Jochen Rolfes

Bau- und Architektenrecht. Ein Mangel an
einem von einem Bauingenieur beschränkt
überwachten Bau lässt nicht zwingend auf
eine Vertragspflichtverletzung schließen.

OLG Naumburg, Urteil vom 16. Juni 2026,
Az. 2 U 83/25

Bauüberwacher haftet nicht
automatisch für Mängel
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DER FALL

Ein Bauherr beauftragt einen Ingenieur
mit einer gegenständlich beschränkten
„Baubegleitung“ für den Rohbau seines
Einfamilienhauses, insbesondere die
Mauerarbeiten, im Umfang von wöchent-
lich rund vier Ingenieurstunden. Als eine
Mitarbeiterin des Ingenieurs die Baustelle
nach Beginn der Mauerarbeiten aufsucht,
stellt sie fest, dass das Rohbauunterneh-
men statt bestellter Passziegel zugeschnit-

tene Standardsteine verwendet hat. Der
Ingenieur zeigt den Mangel sofort an und
benennt zwei Alternativen: Rückbau und
Neuerrichtung oder Weiterbau mit nach-
träglicher Wärmedämmung. Der Bauherr
entscheidet sich für den Weiterbau, lässt
später aber dennoch ein teures Wärme-
dämmverbundsystem anbringen. Dessen
Kosten rechnet er gegen die Honorarfor-
derung des Ingenieurs auf.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DIE FOLGEN

ZuUnrecht! Allein weil sich im überwach-
ten Gewerk ein Mangel zeigt, haftet der
Bauüberwacher nicht automatisch, urteilt
das OLG Naumburg. Ohne besondere
Abrede umfasst eine Bauüberwachung
weder die Kontrolle der Materiallieferung
noch eine lückenlose Überwachung ab
Baubeginn. Handwerkliche Selbstver-
ständlichkeiten wie das Mauern mit
bestellten Ziegeln darf der Überwacher
dem fachkundigen Rohbauunternehmen

zutrauen; eine Kontrolle nach Beginn der
Arbeiten genügt. Der Ingenieur hatte den
Mangel rechtzeitig angezeigt und zutref-
fende Handlungsalternativen aufgezeigt.
Mehr schuldete er nicht, der Ball lag ab da
beim Bauherrn. Zudem fehlt es an der
Kausalität: Weil sich der Bauherr trotz
Mangelanzeige gegen eine kostenneutrale
Nachbesserung durch das Rohbauunter-
nehmen entschied, griff er selbst in den
Schadensverlauf ein.
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WAS IST ZU TUN?

Selbst von höheren Gerichten wird ein
Ausführungsfehler oftmals unreflektiert
mit einem Überwachungsfehler des über-
wachenden Architekten oder Ingenieurs
gleichgesetzt. Dabei stellt der Bundesge-
richtshof (zuletzt Beschluss vom 8. Okto-
ber 2020, Az. VII ARZ 1/20, Rn. 76) regel-
mäßig klar, dass diese eine für die Errich-
tung eines mangelfreien Bauwerks geeig-
nete Leistung schulden, aber eben nicht
dasmangelfreie Bauwerk an sich. DieHaf-
tung eines Überwachenden setzt eine
Pflichtverletzung voraus, die konkret auf-

zuzeigen und nachzuweisen ist. Und ver-
hindern kann dieser eine mangelhafte
Leistung des Ausführenden rechtlich
ohnehin nicht, denn dessen Vertrags-
partner ist der Auftraggeber, der selbst vor
Abnahmenur sehr eingeschränktmängel-
bezogene Rechte geltend machen kann.
Es reicht daher im Regelfall, wenn der
Überwachende den Mangel dem Auftrag-
geber rechtzeitig anzeigt.

(redigiert von Midia Nuri)

ANZEIGE


